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Betrieb befindlichen Atom-
meiler hinfällig wird, meint 
Seifert. Niemand könne der-
zeit sagen, wie die Lagerung 
von hochradioaktivem Atom-
müll weitergehen soll.
Auch die Debatte um ein 
Endlagersuchgesetz stehe jetzt 
vor einem Scherbenhaufen.
Der Parteienkompromiß für 
die Endlagersuche sieht vor, 
im nächsten Jahr zu entschei-
den, wo die restlichen 26 
Castorbehälter aus La Hage 
und Sellafield zwischengela-
gert werden sollen. Als ver-
trauensbildende Maßnahme 
war zwischen den Parteien 
verabredet worden, daß das 
Zwischenlager in Gorleben 
die Castoren nicht mehr auf-
nehmen muß.

Eine sichere Entsorgung 
von radioaktivem Müll ist 
nicht möglich

Die atomkritische Ärzteorga-
nisation IPPNW forderte in 
einer Erklärung am 26. Juni 
2013 anläßlich der bevorste-
henden Entscheidung im Bun-
destag von den Verantwortli-
chen in Bund und Ländern, 
das geplante „Endlager“-
Suchgesetz zurückzustellen. 
Die gewählten Vertreter dürf-
ten diesem Gesetzesvorhaben 

über alle Parteigrenzen hin-
weg nicht zustimmen. Wich-
tiger als ein rasches Ergebnis 
sei ein sinnvolles Ergebnis.
Mit dem sogenannten „Endla-
gersuchgesetz“ starten die 
Bundesregierung und die Op-
positionsparteien SPD und 
Grüne den Versuch, das 
Atommüllproblem als lösbar 
darzustellen, kritisiert die 
IPPNW. Es könne aber keine 
Sicherheit über den unermeß-
lichen Zeitraum von Millionen 
Jahren geben, denn so lange 
müßte der Atommüll dauer-
haft von der Biosphäre abge-
schlossen werden, um 
menschliches Leben auf der 
Erde nicht zu gefährden. Von 
Wissenschaftlern seien aber
allenfalls unsichere Progno-
sen, Wahrscheinlichkeiten und 
Abschätzungen zu erwarten.
Die Strahlenmüll-Entsorgung 
ist weltweit ungelöst, weil sie 
prinzipiell unlösbar ist. Wer 
anderes behauptet, täuscht die 
Bevölkerung, so die IPPNW. 
Sie bestehe daher in der aktu-
ellen Debatte darauf, von der 
Suche nach einem „Langzeit-
lager“ zu sprechen. Bereits 
beim sogenannten „Endlager“ 
für schwach- und mittelakti-
ven radioaktiven Müll (ASSE 
II) wurde den Bürgern über 

Jahre vorgegaukelt, daß dieses 
Langzeitlager nach Experten-
meinung völlig sicher sei. 
Nach nur 30 Betriebsjahren ist 
dieses Lager nun leck und 
müsse mit großem finanziel-
lem Aufwand, den die Bürger 
zu tragen haben, leergeräumt 
werden. Der dorthin verbrach-
te Atommüll stelle mittler-
weile eine unmittelbare Ge-
fahr für die Bevölkerung dar. 
Auch das jüngste weitreichen-
de Urteil zum Zwischenlager 
im AKW Brunsbüttel habe
dem derzeitig geltenden Si-
cherheitskonzept nach jahre-
langem Rechtsstreit nun das 
Etikett „nicht genehmigungs-
fähig“ aufgedrückt. Rot-grün 
und die Bundesregierung stün-
den auch hier vor einem 
Scherbenhaufen.
Um problematische Atom-
transporte zu vermeiden, sollte 
der Müll für die nächsten 
Jahrzehnte möglichst an den 
AKW-Standorten verbleiben, 
meint die IPPNW. Aufgrund 
der Erkenntnis, daß es kein si-
cheres Langzeitlager für un-
sere radioaktiven Hinterlas-
senschaften geben könne, be-
nötigen wir eine Art „kollek-
tiver Legendenbildung“, um 
zukünftigen Generationen 
(zum Beispiel in 10.000 Jah-

ren) die Gefährlichkeit des wo 
und wie auch immer gelager-
ten Atommülls in der Erinne-
rung wach zu halten. Die Be-
völkerung werde deshalb über 
Hunderte von Generationen 
weiterhin mit dem Thema 
Atommüll beschäftigt sein 
müssen. Daher brauchen wir 
eine unmittelbare Partizipation 
der Bürger, so die IPPNW. 
Diese müsse weit über die im 
Gesetz vorgesehene Beteili-
gung hinausgehen.
Es bestehe der dringende Ver-
dacht, daß der vorliegende 
Gesetzentwurf als „sogenann-
ter Entsorgungsnachweis“ den 
Weiterbetrieb der laufenden 
AKWs ermöglichen soll, 
nachdem Gorleben als bisher 
vorgesehenes Langzeitlager 
nun mit einem Moratorium 
belegt ist.
Nur ein Sofortausstieg aus der 
Atomenergie biete die Mög-
lichkeit, die gefährliche Müll-
problemspirale nicht noch 
weiter zu drehen. Die IPPNW 
werde sich an der vorgesehe-
nen Bund-Länder-Enquete-
Kommission nicht beteiligen, 
solange jeden Tag zusätzlicher 
Atommüll produziert wird. 

Über die Stadtgebiete und Hä-
fen von Bremen/ Bremerha-
ven und Hamburg gehen fast 
täglich Atomtransporte. Nord-
deutschland – auch die Häfen 
in Nordenham und Rostock 
sind betroffen – ist eine wich-
tige Drehscheibe im interna-
tionalen Atomgeschäft. Uran-
oxide, das extrem giftige 
Uranhexafluorid, Brennele-
mente oder andere Produkte 
im Zusammenhang mit der 
Nutzung der Atomtechnologie 

werden in den Häfen umge-
schlagen und auch durch die 
Stadtgebiete transportiert. Em-
pfänger und Absender sind 
Orte in der ganzen Welt: Au-
stralien, Süd-Korea, Rußland, 
Kasachstan, die USA, Kanada, 
Brasilien, Argentinien, Süd-
Afrika, Namibia, Frankreich, 
Großbritannien, die Nieder-
lande, Belgien, Schweden, 
Norwegen, Finnland, Däne-
mark, Spanien, die Schweiz 
und Deutschland. Das ist ein 

extrem gut florierender, welt-
weiter Handel. Darauf weisen 
die Meßstelle für Arbeits- und 
Umweltschutz (MAUS) Bre-
men und die Systemopposi-
tionelle Atomkraft Nein 
Danke Gruppe (SAND) Ham-
burg in einer Erklärung vom 
17. Juni 2013 hin.

Teilentwidmung der 
Bremer Häfen

Die bremische Bürgerschaft 
hatte am 31. Januar 2012 auf 
öffentlichen Druck hin die 
Teilentwidmung (Sperrung) 
der bremischen Häfen für den 
Umschlag von „Kernbrenn-
stoffen“ [1] beschlossen, nicht 
aber für deren Transit. Rot-
Grün hatte die Teilentwid-
mung so formuliert, daß der 
Senat Ausnahmegenehmigun-
gen ohne Beteiligung der Bür-
gerschaft und im geheimen

erteilen kann. Ein Großteil der 
Atomtransporte über die Hä-
fen ist von diesem Umschlag-
verbot nicht erfaßt. Circa 80 
Prozent der Atomtransporte 
sind keine „Kernbrennstoffe“, 
sondern Vorprodukte oder 
Abfallstoffe der Produktion 
von Atomenergie.

Die CDU hat gegen diese 
Teilentwidmung vor dem 
Staatsgerichtshof geklagt. Am 
17. Juni 2013 ist darüber das 
Urteil gesprochen worden.
Der Bremer Staatsgerichtshof 
hat den Normenkontrollan-
trag, mit dem die CDU-Bür-
gerschaftsfraktion die Ent-
widmung der Bremer Häfen 
für den Umschlag von „Kern-
brennstoffen“ als rechtswidrig 
erklären wollte, mit 4 gegen 3 
RichterInnenstimmen als un-
zulässig zurückgewiesen.

Atomtransporte

Norddeutschland ist eine 
wichtige Drehscheibe im 
internationalen Atomgeschäft
Kampagne zur Sperrung der Bremer Häfen für alle 
Atomtransporte
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Ebenfalls als unzulässig wur-
den die beiden Hilfsanträge 
der CDU zurückgewiesen: das 
Verfahren auszusetzen, um die 
Streitfrage vom Bundesverfas-
sungsgericht beziehungsweise 
vom Europäischen Gerichts-
hof prüfen zu lassen.
Die RichterInnen wiesen die 
Klage ab, weil die Länder 
selbst entscheiden dürfen, was 
in den Häfen umgeschlagen 
wird. Damit bleiben die Bre-
mer Häfen für den Umschlag 
von „Kernbrennstoffen“ wei-
terhin gesperrt.
Entwidmung durch 
Volksentscheid
Die Bremische Bürgerschaft 
hat es allerdings abgelehnt, 
die Häfen für alle Atomtrans-
porte zu sperren. So können 
nur noch die Bremerinnen und 
Bremer per Volksentscheid 
das Gesetz ändern. Für die 
Zulassung sind 5.000 gültige 
Unterschriften nötig. Wird das 
Volksbegehren zugelassen, 
müssen später 25.000 Unter-
schriften gesammelt werden. 
Damit kann ein Volksent-
scheid, also eine Abstimmung 
ähnlich einer Wahl, erzwun-
gen werden.
Die Bremer Initiative gegen 
Atomtransporte (brigat) bittet 
darum, die Kampagne zum 
Volksentscheid zur Sperrung 
der Bremer Häfen für alle 
Atomtransporte zu unterstüt-
zen.û

Am 1. Mai 2013 entging 
Hamburg nur knapp einer 
Atomkatastrophe
Am 1. Mai 2013 brannte im 
Hamburger Hafen der Contai-
ner- und Autofrachter „Atlan-
tic Cartier“ der Atlantic Con-
tainer Line (ACL). MAUS und
SAND informierten die Öf-
fentlichkeit darüber, daß die-
ses Schiff meistens auch ra-
dioaktive Stoffe geladen hat. 
Erst nach öffentlichem Druck 
und einer parlamentarischen 
Anfrage der Grünen gab der 
Hamburger Senat zwei Wo-

û Das ist möglich über die Website
http://www.atomtransporte-
verhindern.de und über die eMail-
Adresse brigat2012@web.de

chen später zu, wie gefährlich 
der Brand für die Bevölkerung 
war.
Nachfragen ergaben, daß um 
19:30 Uhr am 1. Mai ein 
Feuer auf dem Schiff entdeckt 
wurde, berichten MAUS und 
SAND. Circa 30 Minuten 
später wurde die Feuerwehr 
informiert, die dann feststellte, 
daß Gefahrgüter an Bord wa-
ren. Neben 70 Autos, von de-
nen 30 verbrannt sind, befan-
den sich auch radioaktive 
Stoffe wie Uranhexafluorid 
(UF6) und neue Brennele-
mente für Atomkraftwerke, 
sowie Munition, Ethanol und 
Sprengstoffe bzw. Raketen-
antriebsstoffe an Bord. Ein 
brisanter Cocktail. Die Ursa-
che des Brandes ist unbe-
kannt.
Maßnahmen, die Gefahren-
stoffe aus dem gefährdeten 
Bereich zu entfernen, wurden 
erst um 23:08 Uhr eingeleitet. 
33 Container mit gefährlichen 
Gütern wurden dann bis 3:35 
Uhr aus dem unmittelbaren 
Gefahrenbereich entfernt –
circa 8 Stunden nach dem 
Ausbruch des Feuers. Der 
Brand konnte erst um 5:11 
Uhr unter Kontrolle gebracht 
werden. Er war somit 9 Stun-
den und 41 Minuten nicht be-
herrschbar. Die Gesamtein-
satzdauer der Feuerwehr be-
trug 15,5 Stunden. „Die Dauer 
der Löscharbeiten war bedingt 
durch die schwierigen Zu-
gangsmöglichkeiten zum 
Brandherd verbunden mit den 
hohen Temperaturen und den 
schlechten Sichtmöglichkeiten 
vor Ort“, heißt es in einer 
Antwort des Hamburger Se-
nats vom 17. Mai 2013. [2]
Der Frachter, der regelmäßig 
Uranhexafluorid (UF6) trans-
portiert, hatte neben den Au-
tos eine brisante Fracht gela-
den: 20 Tonnen Container mit 
radioaktivem Material, dar-
unter Behälter mit Uranhe-
xafluorid, 2,2 Tonnen Brenn-
stäbe, angereichertes Uran-
oxid, 180 Tonnen Ethanol, 3,8 
Tonnen funktionsfähige Pa-
tronen und Raketenbrennstoff 
und weitere brennbare Stoffe. 
Durch die Hitze entstanden 

Farbblasen an der Außen-
wand, die Temperatur an 
Deck betrug 200 Grad.

Erst drei Stunden nach Ein-
treffen der Feuerwehr gelang 
es, die radioaktive Fracht mit 
einem Kran von Bord zu 
schaffen. Bis dahin durfte 
nicht mit Wasser gelöscht 
werden, weil Uranhexafluorid 
bei Kontakt mit Wasser (oder 
auch nur mit Wasserdampf) 
die extrem ätzende Flußsäure 
entwickelt, beschreibt die 
Hamburger Regionalgruppe 
der Deutschen Sektion der 
Internationalen Ärzte für die 
Verhütung des Atomkrieges 
(IPPNW). Erst nach 15 Stun-
den war der Brand gelöscht.
Die vom Hamburger Senat 
veröffentlichte Liste der gela-
denen Güter nannte 9 Tonnen
Uranhexafluorid (UF6) als ge-
fährlichsten Teil der radioak-
tiven Ladung. Die Behälter für 
UF6 müssen 30 Minuten einer 
Temperatur von 800 Grad 
standhalten. Wenn sie platzen 
und das Material mit Wasser 
oder auch nur der Luftfeuchte 
in Berührung kommt, entsteht 
Flußsäure, die stärkste be-
kannte Säure. Sie kann Haut 
und Schleimhäute extrem ver-
ätzen und eigeatmet zum Lun-
genödem und zum Tod füh-
ren, erklärt die Hamburger 
IPPNW-Gruppe. UF6 ist nicht 
nur ätzend, sondern auch ra-
dioaktiv mit einer Halbwerts-
zeit von 4,5 Milliarden Jahren. 
Wenn es in den Körper ge-
langt, kann es Krebs auslösen. 
Zudem ist Uran ein sehr gifti-
ger Stoff, der toxisch auf Le-
ber und Niere wirkt.

Die zuerst genannten Mengen 
UF6 hätten – durch eine Ex-
plosion verteilt – noch in 1000 
Meter Entfernung Menschen 
in Lebensgefahr bringen kön-
nen. Die Stadtteile Veddel und 
Wilhelmsburg sind zum Teil 
nur 600 Meter entfernt und 
wären vom herrschenden 
Wind betroffen gewesen.

Erst vor kurzem wurde mit-
geteilt, daß die UF6-Behälter 
weitgehend geleert gewesen 
seien, sie hätten insgesamt nur 
10,3 Kilogramm enthalten. 

Dennoch, die Atlantic Cartier 
und andere Atom-Frachter 
transportieren mit jeder zwei-
ten Fahrt volle Behälter, das 
zunächst genannte Szenario 
war insofern realistisch.
Der Hamburger Senat hatte 
erklärt, daß im Falle einer Ex-
plosion mit großflächiger 
Ausbreitung des UF6 eine 
Evakuierung der Kirchentags-
besucher oder von Stadtteilen 
unmöglich gewesen wäre.
Der Hamburger Hafen liegt 
mitten im Stadtgebiet. Etwa
500 bis 1.200 Meter entfernt
fand am 1. Mai die Auftakt-
veranstaltung des Kirchenta-
ges in Hamburg statt. 35.000 
Menschen hatten sich dazu am 
nördlichen Elbufer versam-
melt. Eine Entzündung oder 
Freisetzung des Gefahrguts 
hätte unvorstellbare Folgen 
haben können.
Risiken für die 
Bevölkerung
Transporte von abgebrannten 
Brennelementen in die Pluto-
niumfabriken (zum Beispiel
nach La Hague in Frankreich 
oder nach Sellafield in Groß-
britannien sind seit dem 1. Juli 
2005 gesetzlich untersagt wor-
den. Transporte von „bestrahl-
ten“ (abgebrannten) Brennele-
menten aus sogenannten For-
schungsreaktoren dürfen dage-
gen weiterhin stattfinden. Sol-
che Transporte sind schon al-
lein aufgrund der hohen bio-
logischen Wirkung der Neu-
tronenstrahlung nicht zu ver-
antworten, erklären MAUS 
und SAND. Die auftretenden 
Strahlendosen sind hoch und 
können bisher nicht mit annä-
hernd ausreichender Genauig-
keit erfaßt werden. [3]
Bei Unfällen mit Uranhexa-
fluorid (UF6)-Transporten ist 
wesentlich dessen chemisch 
hohe Toxizität wirksam. Bei 
Freisetzungen von UF6 bilden 
sich mit der Luftfeuchte sofort 
Flußsäure und andere giftige 
Fluorverbindungen, die schwe-
re Verletzungen der Atemwe-
ge verursachen, betonen eben-
falls MAUS und SAND. Da-
gegen gibt es keine effektiven 
Maßnahmen zum Schutz der 

http://www.atomtransporte
mailto:brigat2012@web.de
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Bevölkerung. Die Planungen 
des Katastrophenschutzes kön-
nen bei schweren Unfällen im 
Zusammenhang mit Trans-
porten von UF6 und Pluto-
nium nur begrenzt greifen. Für 
Betroffene im unmittelbaren 
Umfeld gibt es keinen Schutz.

„Angaben zu den Transport-
firmen und den Schiffsnamen 
sowie zu den Transportrouten 
sind aus Sicherheitsgründen 
bundesweit als Verschlußsa-
che eingestuft. Im übrigen be-
rühren die Fragen die Ein-
satztaktik der Polizei, über die 
der Senat grundsätzlich keine 
Auskunft gibt.“ Und: „Zu den 
Einzelheiten der Schutzmaß-
nahmen gibt der Senat aus Si-
cherheitsgründen keine Aus-
kunft“, erklärte der Hambur-
ger Senat. [2] Aber wie sollen 
wir uns schützen, wenn die 
Transporte im Geheimen ab-
laufen, fragen SAND und 
MAUS.

Die Sicherheit der Bevölke-
rung werden machtpolitischen 
und wirtschaftlichen Interes-
sen untergeordnet, erklären 
SAND und MAUS. Sie seien
deshalb auch für die Verände-
rung der Ursachen, der gesell-
schaftlichen Verhältnisse, die 
solche zerstörerischen Tech-
nologien erst ermöglichen, er-
klären sie.

IPPNW fordert sofortigen 
Stop der Atomtransporte

Anläßlich der Debatte in der 
Hamburger Bürgerschaft am 
13. Juni 2013 und vor dem 
Hintergrund des Brandes auf 
dem Atomfrachter „Atlantic 
Cartier“ am 1. Mai fordert 
auch die Regionalgruppe der 
atomkritischen Ärzteorgani-
sation IPPNW den sofortigen 
Stop aller Atomtransporte. 
Nach Ansicht von IPPNW-
Arzt Matthias Plieninger ist es 
wegen des Risikos von Frei-
setzungen „ein Skandal, daß
regelmäßig radioaktives Mate-
rial im Hamburger Hafen um-
geschlagen wird.“ Allein 2012 
seien es 117 Atomtransporte
gewesen. Das Problem sei, 
daß die Transporte mit dem 
Beschluß zum Atomausstieg 

nicht abnehmen und auch 
nach dem Abschalten des 
letzten deutschen Atomkraft-
werks weitergehen würden. 
„Denn Absender und Emp-
fänger sind neben vielen in-
ternationalen Bestimmung-
sorten in Deutschland die Ur-
ananreicherungsanlage Gro-
nau und die Brennelemente-
fabrik Lingen, die für interna-
tionale Kunden produziert. 
Deren Kapazitäten wurde so-
gar noch ausgebaut“, kritisiert 
Plieninger.

Zwar stehe der Hamburger 
Senat hinter dem Beschluß, 
aus der Atomenergie auszu-
steigen, so Plieninger. Durch 
seine Beteiligung an der 
Hamburger Hafen und Logi-
stik AG (HHLA) und an 
Hapag Lloyd verdiene die 
Stadt Hamburg aber an den 
Atomtransporten. „Deshalb ist 
es kein Wunder, daß der Senat 
nicht daran denkt, den Hafen 
für Atomtransporte zu sperren, 
wie das Bremen wenigstens 
teilweise beschlossen hat.“

Die IPPNW weist mit großer 
Sorge auf die Gefahren hin, 
die durch die Atomtransporte 
im Hamburger Hafen, aber 
auch quer durch die Stadt und 
über Autobahnen und Eisen-
bahnen zu den westdeutschen 
Atomanlagen fortwährend 
entstehen. Sie fordert eine 
Sperrung des Hamburger und 
der anderen deutschen Häfen 
für Atomtransporte sowie ein 
Ende der Transporte radioak-
tiver Stoffe zu Land.

Weitere Informationen unter
www.nadir.org/sand, 
www.maus-bremen.de, 
http://aabhh.noblogs.de, 
www.urantransport.de.
1. nach der Definition des Atom-
gesetzes §2 Abs. 1
2. Antwort des Hamburger Se-
nats, Drucksache 20/7891 vom 
17.5.2013
3. siehe hierzu auch: Horst 
Kuni: CASTOR gefährdet Ge-
sundheit, Otto Hug Strahlenin-
stitut, Bericht Nr. 19-20 1998, 
ISSN 0941-0791, und Helmut 
Hirsch: Die biologische Wirkung 
von Neutronenstrahlung wird 
weiterhin unterschätzt,, Strahlen-
telex 254-255 v. 7.8.1997, und 
dort zitierte Literatur. 
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